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Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. dem Entwurf eines Gesetzes zur Aufhebung und Ergänzung 
von Vorschriften auf dem Gebiete der Mineralölwirtschaft 
in der aus der Anlage ersichtlichen Fassung zuzustimmen; 

2. zu § 2 Absatz 2 Ziffer 1 folgende Entschließung anzunehmen: 

„Die Bundesregierung wird ersucht, in Ausführung des 
§ 2 Absatz 2 Ziffer 1 mit Wirkung vom 1. April 1951 
Verbilligungen zu gewähren, die dem Stand vom 31. 
März 1951 entsprechen, solange sich nicht die zu diesem 
Zeitpunkt bestehenden wirtschaftlichen Verhältnisse und 
die Wettbewerbsbedingungen wesentlich verändern.” 


Bonn, den 25. April 1951 


Der Ausschuß für Wirtschaftspolitik 


Dr. Schröder (Düsseldorf) 
Vorsitzender 


Dr. Bleiß 
Berichterstatter 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Aufhebung und Ergänzung von Vorschriften auf dem Gebiete 

der Mineralölwirtschaft 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

(1) Die Bundesregierung oder der Bundes- 
minister für Wirtschaft kann zur Sicherstel- 
lung der Deckung des Bedarfs an Mineralöl 
mit Zustimmung des Bundesrates durch 
Rechtsverordnung Vorschriften erlassen über 
den Bezug von Mineralöl durch Verbraucher 
auf der Grundlage durchlaufender Bezugs- 
berechtigungen. 

(2) In den nach Absatz 1 erlassenen Rechts- 
verordnungen kann der Bundesminister für 
Wirtschaft ermächtigt werden, Verteilungs- 
mengen für die Länder sowie Bezugsmengen 
für einzelne Verbrauchergruppen und für Be- 
darfsträger festzusetzen. 

(3) Der Bundesminister für Wirtschaft kann 
der Bundesstelle für den Warenverkehr der 
gewerblichen Wirtschaft die Durchführung 
der Rechtsverordnungen, die auf Grund von 
Absatz 1 erlassen werden, übertragen. Er 
kann bei der Bundesstelle Ausschüsse aus 
Kreisen der Mineralölwirtschaft zur Beratung 
in technischen Fragen bei der Durchführung 
der nach Absatz 1 erlassenen Rechtsverord- 
nungen bilden; hoheitliche Befugnisse dürfen 
den Ausschüssen nicht übertragen werden. 

§ 2 

(1) Die Bundesregierung oder der Bundes- 
minister der Finanzen wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung 

1. die Zollsätze für die in inländischen Be- 
triebsanstalten oder Zollausschüssen ge- 
wonnenen Mineralöle, Mineralölerzeugniss^ 
und Nebenerzeugnisse zu ermäßigen, 

2. denjenigen Firmen, die inländisches rohes 
Erdöl, inländische Erdölerzeugnisse oder 
Zusatzstoffe des freien Verkehrs in einen 


Zollausschluß ausführen oder in eine inlän- 
dische Betriebsanstalt aufnehmen und dort 
bearbeiten, Zollbefreiung oder Zollermäßi- 
gung für eine diesen Stoffen entsprechende 
Menge von Erzeugnissen zu gewähren, die 
sie daraus oder aus einem Gemisch von in- 
ländischen mit ausländischen ölen sowie 
den etwa verwendeten Zusatzstoffen her- 
steilen. 

(2) Die Bundesregierung oder der Bundes- 
minister der Finanzen hat durch Rechtsver- 
ordnung 

1, Vorschriften über die Verbilligung von 
Dieselkraftstoff für die Landwirtschaft und 
zum Betriebe von Schiffsmotoren in der 
Binnen-, Küsten-, Hochseefischerei und in 
der Binnen-, Küsten-, Hochsee-Schiffahrt 
zu erlassen, 

2. für Mineralöl, das in der Binnenschiffahrt 
aus dem Zollausland in das Zollgebiet ein- 
gebracht und für den Betrieb der Schiffe an 
Bord verwendet wird, die Eingangsabga- 
ben insoweit zu ermäßigen oder zu erlas- 
sen, als es erforderlich ist, um jeweils be- 
stehenden internationalen Verpflichtungen 
zu entsprechen. Das gleiche gilt für Mine- 
ralöl, das von ausländischen Binnenschiffen 
aus Zollagern im Zollgebiet für den Betrieb 
der Schiffe gebunkert wird. 

§ 3 

Die auf Grund des Gesetzes über Errich- 
tung von Zwangskartellen vom 15. Juli 1933 
(RGBl. I S. 488) erlassene Anordnung des 
Reichswirtschaftsministers über die Errich- 
tung der Arbeitsgemeinschaft Mineralölver- 
teilung vom 4. September 1939 wird aufge- 
hoben. 

§ ’4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. Der § 1 tritt mit dem 
Ablauf des 30. Juni 1952 außer Kraft. 



